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Zusammenfassung
Das gemeinsame Aktionsprogramm „Umwelt
und Gesundheit”des Ministeriums für Gesund-
heit und des Ministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit löst die einge-
gangene Verpflichtung ein, die aus den euro-
päischen Umweltkonferenzen resultiert. Das
Programm dient dem Ziel, eine Handlungsba-
sis aufzustellen, auf welcher der Gesundheits-
zustand der Bürger und BürgerinneninBerei-
chen sichergestellt wird, die durch ungünstige
Einflüsse von Umweltnoxen physikalischer 
Natur, mediengetragenen Umweltnoxen oder
durch Aufnahme beim UmgangmitVerbrau-
cherproduktendestäglichenBedarfsoder
durchdie Nahrung gefährdet sein können. Das
Programm wurde auf dem Hintergrund eines
ausführlichen Dokumentationsbandes erstellt,
der den aktuellen Sach- und Erkenntnisstand
ausführlich darstellt und damit die vorge-
schlagenen Ziele und Maßnahmen inhaltlich
begründet. Das Programm enthält folgende
Themen: umweltbezogene Gesundheitsbeob-
achtung und -berichterstattung, Informations-
management, Umgang mit Risiken, Umwelt-
medizin,Verbesserung der bestehenden Be-
hördenstrukturen und internationaleZusam-
menarbeit. Das Programm enthält zudem ver-
schiedene medien- und stoffbezogene Quali-
tätsziele zu folgenden Themen: Außenluft und
Klima; Innenraumluft;Wasserressourcen,
Boden, Lebensmittel, ionisierende Strahlung;
Lärm sowie Stoffe und Zubereitungen.Das
ProgrammsolleineArbeitsgrundlage für die
weitere Entwicklung des Politikfeldes Umwelt
und Gesundheit bilden. Die weitere Ausgestal-
tung und Umsetzung des Programms wird in
intensivem Diskurs mit allen Beteiligten und
Betroffenen erfolgen.
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Maßnahmen zum Schutz der Umwelt
dienen im weitesten Sinne auch dem
Schutz der Gesundheit. Aktivitäten in
beiden Bereichen verfolgen daher häu-
fig gemeinsame Ziele und erfordern
folglich dann auch gemeinsame Strate-
gien und Maßnahmen. Zur Förderung
der Kooperation beider Politikbereiche
und mit dem Ziel einer umfassenden
Auseinandersetzung mit den gesund-
heitlichen Folgen von Umwelteinwir-
kungen haben das Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit und das Bundesministerium
für Gesundheit gemeinsames Handeln
beschlossen.
,,Jeder Mensch hat Anspruch
auf eine Umwelt, die ein
höchstmögliches Maß an 
Gesundheit und Wohlbefinden
ermöglicht.”
Die Mitgliedsstaaten der europäischen
Region der WHO erkannten bereits 1984
die Bedeutung des Zusammenwirkens
der für die beiden Politikbereiche Ver-
antwortlichen und definierten prioritä-
re Ziele für den umweltbezogenen Ge-
sundheitsschutz im Rahmen der Strate-
gie „Gesundheit für alle”.Ausgehend von
den WHO-Aktivitäten fand 1989 in
Frankfurt/Main die von Deutschland
aktiv unterstützte 1. Europäische Konfe-
renz „Umwelt und Gesundheit”statt.Auf
dieser Konferenz wurde die „Europäi-
sche Charta Umwelt und Gesundheit”
verabschiedet, die u.a. den Grundsatz
enthält, dass jeder Mensch Anspruch auf
eine Umwelt hat, die ein höchstmögli-
ches Maß an Gesundheit und Wohlbe-
finden ermöglicht. Anlässlich der 2. Eu-
ropäischen Konferenz 1994 in Helsinki
legte die WHO einen „Aktionsplan Um-
welt und Gesundheit für Europa”(EHA-
PE) vor. Die Umwelt- und Gesundheits-
minister der teilnehmenden Staaten ei-
nigten sich darauf, diesen Plan auf na-
tionaler Ebene durch „Nationale Akti-
onspläne Umwelt und Gesundheit”(NE-
HAPs) umzusetzen. Zur 3. Europäischen
Konferenz „Umwelt und Gesundheit”,
die 1999 in London stattfand, legten das
Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (BMU)
und das Bundesministerium für Ge-
sundheit (BMG) als gemeinsamen natio-
nalen Beitrag das ,,Aktionsprogramm
Umwelt und Gesundheit” vor.
Inhalt des Aktionsprogramms
Das Aktionsprogramm will zur Vertie-
fung des Verständnisses über die Zu-
sammenhänge zwischen Umwelt und
Gesundheit sowie zur Verbesserung der
Information und Kommunikation zu
gesundheitlichen Risiken beitragen und
listet Aktivitäten auf, die diesem Ziel
dienen. Zudem schlägt das Programm
Maßnahmen zur Risikovermeidung
oder Risikominderung für sechs priori-
täre, durch Qualitätsziele charakterisier-
te Bereiche vor. Diese Bereiche sind: Au-
ßenluft und Klima, Innenraumluft,Was-
serressourcen/Boden/Lebensmittel, Io-
nisierende Strahlung, Lärm sowie Stof-
fe und Zubereitungen.
Zu dem Aktionsprogramm gehört
eine Dokumentation, die den aktuellen
Sach- und Erkenntnisstand ausführlich
darstellt und damit die vorgeschlagenen
Ziele und Maßnahmen im Aktions-
programm begründet (vgl. Abschnitt
„Dokumentationsband zum Aktions-
programm”).
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Ziel des Aktionsprogramms ist es,
den gesundheitlichen Umweltschutz
und die Umweltmedizin im Rahmen ei-
ner Gesamtstrategie auf eine tragfähi-
ge, den aktuellen und zukünftigen Er-
fordernissen entsprechende Basis zu
stellen. Das Programm soll insbesonde-
re auch dazu beitragen, die Manage-
mentstrategien und die Strukturen zur
Bearbeitung des Querschnittsbereichs
Umwelt und Gesundheit zu verbessern.
Das Programm bildet die Arbeitsgrund-
lage für die weitere Entwicklung des Po-
litikfeldes Umwelt und Gesundheit. Das
Programm ist in zwei Hauptteile geglie-
dert:
◗ Teil I: Ziele und Querschnittsmaß-
nahmen
◗ Teil II: Medien- und stoffbezogene
Qualitätsziele
Ziele und Querschnittsmaßnahmen
Der erste Teil des Aktionsprogramms
umfasst Strategien und Maßnahmen,
die das Verständnis über die Zusam-
menhänge zwischen Umwelt und Ge-
sundheit vertiefen und die Information
und Kommunikation zu den entspre-





Ziel dieses Schwerpunktes ist es, die ko-
ordinierte Beobachtung von Umwelt
und Gesundheit und der zwischen bei-
den Bereichen bestehenden Zusam-
menhänge sowie die Berichterstattung
zu verbessern, um ein differenziertes
Beobachtungs- und Berichterstattungs-
(,,Surveillance”-) System für Umwelt
und Gesundheit zu schaffen. Beispiel-
haft sei die begonnene Verknüpfung




Im Rahmen dieses Schwerpunktes soll
die Zusammenarbeit zwischen den
beteiligten Bundesoberbehörden inten-
siviert und ein gemeinsames aktives
Informationsmanagement entwickelt
werden (vgl. Beitrag von U. Kaiser).
Hierzu gehören die Fortführung und
der Ausbau des Umweltmedizinischen
Informationsforums (UmInfo), das von
BMU/BMG gefördert wird, sowie des




Als besonders wichtig werden Fragen
im Zusammenhang mit Risikobetrach-
tungen angesehen. Hierzu richten die
beiden Ministerien eine ad-hoc-Kom-
mission ,,Neuordnung der Verfahren
und Organisationsstrukturen zur Risi-
kobewertung und Standardsetzung”
ein, die vom BfS betreut wird (vgl. Bei-
trag von Jung und Jahraus). Die Kom-
mission soll innerhalb von zwei Jahren
Vorschläge zur Neuordnung der Bera-
tungsgremien sowie für ein transparen-
teres Verfahren der Standardsetzung
unter angemessener Beteiligung der ge-
sellschaftlich relevanten Gruppen und
zur Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen den beteiligten Behörden er-
arbeiten.
„Mit einer aktiven und früh-
zeitig einsetzenden Risiko-
kommunikation soll in der 
Öffentlichkeit ein besseres




Besondere Aufmerksamkeit gilt der
Entwicklung einer aktiven und frühzei-
tig einsetzenden Risikokommunikati-
on, um in der Öffentlichkeit ein besse-




Dieser Schwerpunkt dient der Förde-
rung von Informationsaustausch, Qua-
litätssicherung und Forschung in der
Umweltmedizin, um die medizinische
Betreuung von Personen mit umweltbe-
zogenen Gesundheitsstörungen sicher-
zustellen (vgl. Beitrag von Eis) Defizite
bestehen u.a. in der Qualitätssicherung
und in der Evaluation der in der Um-
weltmedizin angewandten diagnosti-
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Action programme „environment and
health”
Abstract
In fulfilling the commitment to the Europe-
an Conferences on Environmental Health
the Federal Ministry for Health and the Fed-
eral Ministry for the Environment, Nature
Conservation and Nuclear Safety presented
a joint ,,Action Programme on Environment
and Health”. The action programme is
backed up by a comprehensive documenta-
tion presenting the current status and find-
ings and providing justification for the pro-
posed goals and measures.The programme
covers the following subjects: environmen-
tal health monitoring and reporting, infor-
mation management, risk perception and
risk acceptance, environmental medicine,
measures to improve co-operation among
competent national authorities, internation-
al co-operation.The programme also con-
veys media- and substance-oriented quality
objectives, in particular concerning outdoor
air and climate; indoor air; water resources,
soil, food; ionising radiation; noise; sub-
stances and preparations.The programme is
aimed at supporting the policy develop-
ment in the field of environment and
health.The planning of detailed steps and
the programme’s implementation will be
performed in close co-ordination and co-
operation of all parties interested/involved
and afflicted/affected.
Keywords
Environment and Health · Action Program-
me · Environmental Medicine · Risk Man-
agement · Health Related Environmental
Quality Objectives
schen und therapeutischen Verfahren.
Im Rahmen dieses Schwerpunktes soll
insbesondere eine zentrale Erfassungs-
und Bewertungsstelle für umweltmedi-
zinische Methoden aufgebaut werden.
Förderung der Forschung zu Umwelt
und Gesundheit
Die Forschung auf dem Gebiet Umwelt
und Gesundheit soll auf hohem Niveau
erhalten und gefördert werden. Im Rah-
men bestehender Forschungskonzepte
und Förderprogramme sollen eine Rei-
he von Fragen besonders aufgegriffen
werden. Beispielhaft seien genannt: um-
weltassoziierte Gesundheitsstörungen,




Ziel des Aktionsprogramms ist auch, die
vorhandenen Behördenstrukturen im
Bereich Umwelt und Gesundheit zu
überprüfen und ggf. neu zu gestalten,
um eine optimale Arbeitsteilung und ei-
ne flexible Bearbeitung aktueller Proble-
me zu erreichen.
Internationale Zusammenarbeit
Im Rahmen dieses Schwerpunktes soll
dazu beigetragen werden, weltweit ge-
sundheitsförderliche Umweltbedingun-
gen zu erhalten oder zu erreichen. Hier-
zu soll insbesondere der wissenschaftli-
che Austausch auf internationaler Ebe-
ne und die Mitarbeit in internationalen
Gremien verstärkt werden. Mit der Ein-
richtung des WHO-Koordinierungszen-
trums für Information und Kommuni-
kation am Robert Koch-Institut ist dazu
ein wichtiger Schritt getan worden (vgl.
Beitrag von E. Tschishowa).
Medien- und stoffbezogene
Qualitätsziele
Der zweite Teil des Aktionsprogramms
befasst sich mit sechs prioritären Berei-
chen, für die Qualitäts- und Handlungs-
ziele sowie verschiedene Teilziele und
Maßnahmen genannt werden.
Außenluft und Klima
Zur Erreichung des Ziels einer flächen-
deckend gesundheitsverträglichen Luft-
güte sollen die Konzentrationen von
Luftverunreinigungen weiter herabge-
setzt werden.Besonders genannt werden
kanzerogene Luftschadstoffe, boden-
nahes Ozon, Feinstäube, Treibhausgase
und Ozonschicht-schädigende Stoffe.
Innenraumluft
Die Innenraumluft wird durch Schad-
stoffe aus z.B. Bauprodukten, Einrich-
tungsgegenständen, Haushaltschemika-
lien, Bioziden und Tabakrauch belastet.
Für das angestrebte Ziel einer gesund-
heitlich einwandfreien Luftqualität in
Innenräumen werden neben eigenver-
antwortlichen Maßnahmen der Ver-
braucher auch staatliche Aktivitäten zur
Minderung schädlicher Emissionen als
notwendig angesehen (siehe auch Bei-
trag von A. Hahn).
Wasserressourcen, Boden,
Lebensmittel
Verunreinigungen im Trinkwasser und
in Lebensmitteln kommen heute im All-
gemeinen in gesundheitlich unbedenk-
lichen Mengen vor. Dennoch sind eini-
ge Problembereiche verblieben, die der
weiteren Bearbeitung bedürfen, um das
Ziel der flächendeckenden Erhaltung
von Wasser und Boden in gesundheit-
lich unbedenklicher Qualität zu errei-
chen.
Ionisierende Strahlung
Zur Minimierung der Belastung des
Menschen durch ionisierende Strahlung
sind insbesondere die Radonemissionen
in Innenräumen zu verringern. Radon-
belastungen tragen zur Entstehung von
Lungenkrebs bei. Auch die Strahlenbe-
lastungen durch radiologische Verfah-
ren in der Medizin sollten unter Abwä-
gung des diagnostischen Nutzens für
den Patienten gegen die Strahlenrisiken
weiter reduziert werden.
Lärm
Die allgemeine Geräuschbelastung der
Bevölkerung ist erheblich und erfordert
insbesondere im Verkehrsbereich Maß-
nahmen, um das angestrebte Ziel – die
Minderung des Lärms auf gesundheits-
verträgliche Werte – zu erreichen.
Stoffe und Zubereitungen
Zum Schutz der menschlichen Gesund-
heit vor schädlichen Wirkungen durch
Stoffe und Zubereitungen sollen insbe-
sondere hormonartig wirkende Stoffe,
Biozide und Arzneimittel betrachtet
werden.
Auch die Ausführungen zu den me-
dien- und stoffbezogenen Qualitätszie-
len enthalten eine Vielzahl von Vorschlä-
gen für Maßnahmen zur Reduzierung
der gesundheitlichen Belastung. Detail-
liertere Angaben sind im Dokumentati-
onsband zum Aktionsprogramm zu fin-
den (vgl. nächster Abschnitt).
Dokumentationsband zum
Aktionsprogramm
Die im Aktionsprogramm Umwelt und
Gesundheit enthaltenen Ziele und Maß-
nahmen basieren auf dem Sach- und Er-
kenntnisstand, der in einem Dokumen-
tationsband zum Aktionsprogramm zu-
sammengestellt ist. Der Band wurde von
den fachlich zuständigen wissenschaftli-
chen Bundesoberbehörden – Umwelt-
bundesamt (UBA), Bundesinstitut für
gesundheitlichen Verbraucherschutz
und Veterinärmedizin (BgVV), Robert
Koch-Institut (RKI) und Bundesamt für
Strahlenschutz (BfS) – unter Mitwir-
kung eines interdisziplinär zusammen-
gesetzten, von den Ministerien BMU
und BMG berufenen Beraterkreises zum
Aktionsprogramm erarbeitet.
Nach einer Einführung, in der das
politisch-gesellschaftliche Umfeld zu
Umwelt und Gesundheit in Deutschland
und die nationalen und internationalen
Aktivitäten, die zur Erarbeitung des Ak-
tionsprogramms führten, dargestellt
werden, geht der Dokumentationsband
in drei Hauptkapiteln auf verschiedene
Aspekte schwerpunktmäßig ein:
◗ Darstellung des fachlichen Hinter-
grundes zu Umwelt und Gesundheit,
◗ Diskussion ausgewählter gesund-
heitsrelevanter Umweltprobleme,
◗ Benennung von Strategien und Maß-
nahmenvorschlägen.
Im ersten Kapitel wird insbesondere un-
tersucht, welchen Einfluss die anthropo-
gen veränderte Umwelt auf die Gesund-
heit hat. Dabei werden verschiedene Ge-
sundheitsstörungen betrachtet, die häu-
fig mit Einflüssen aus der Umwelt in Zu-
sammenhang gebracht werden: Atem-
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wegserkrankungen, Krebs, Allergien,
Störungen der Fertilität und Reproduk-
tionsfähigkeit des Menschen und Herz-
Kreislaufstörungen.Ein gesonderter Ab-
schnitt ist umweltassoziierten Gesund-
heitsstörungen im engeren Sinne gewid-
met (,,Umweltsyndrome”): ,,sick-buil-
ding”-Syndrom (SBS), Multiple Chemi-
cal Sensitivity (MCS), Chronic Fatigue
Syndrome (CFS), Fibromyalgie-Syn-
drom (FMS) und elektromagnetische
Hypersensibilität.
Trotz intensiver Forschung und be-
achtlicher Verbesserung des Erkenntnis-
standes in den letzten Jahren ist die Be-
wertung umweltbedingter Erkrankun-
gen und die Ermittlung des Beitrags ein-
zelner Umweltfaktoren noch immer
problematisch. Dies gilt insbesondere
für chronische Effekte und für Effekte,
bei denen eine lange Latenzzeit zwi-
schen Ursache und Wirkung besteht.Vor
allem aus Gründen der Vorsorge ist es
daher notwendig, durch weitere wissen-
schaftliche Arbeiten eine genauere Be-
wertung zu ermöglichen.





Besondere Bedeutung im Themenfeld
Umwelt und Gesundheit kommt der
Umweltmedizin zu. Die derzeit verfüg-
baren diagnostischen Möglichkeiten
und die methodisch bedingten Grenzen
werden daher im Dokumentationsband
dargestellt (vgl. Beitrag von D. Eis).
Zum besseren Verständnis der ein-
zelnen Kapitel des Dokumentationsban-
des werden im ersten Hauptteil des Ban-
des auch eine Reihe von fachlichen
Grundlagen, so z.B. der Epidemiologie,
der Toxikologie und der Risikobetrach-
tung im wissenschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen Kontext, dargestellt.
Ausführlich wird auf die derzeit
vorhandenen Datenquellen eingegan-
gen, sei es auf dem Gesundheitssektor
(z.B. Krebs- oder Fehlbildungsregister)
oder auf dem Umweltsektor (z.B. der ge-
sundheitsbezogenen Umweltbeobach-
tung oder Erhebungen zu Altlastenvor-
kommen). Hier zeigt sich auch die Be-
deutung einer Verknüpfung dieser bei-
den Bereiche. Die Ausführungen zu den
Datenquellen werden ergänzt durch ei-
nen Exkurs über die verfügbaren Infor-
mations- und Kommunikationssysteme
(vgl. Beitrag von U. Kaiser).
Das zweite Kapitel des Dokumenta-
tionsbandes stellt die gesundheitsrele-
vanten Umweltprobleme dar: Lärm,Au-
ßen- und Innenraumluft, Strahlung,
Wasser (Grund-, Trink-, Bade- und Ab-
wasser),Boden und Altlasten,Siedlungs-
hygiene, Lebensmittel und Bedarfsge-
genstände, ausgewählte Produkte (Bau-
produkte, Haushaltschemikalien, Biozi-
de und Pflanzenschutzmittel) sowie aus-
gewählte Umweltnoxen (Schwermetalle,
persistente organische Verbindungen).
Ebenfalls betrachtet werden Störfälle,
d.h.Chemie-, Industrie- oder Transport-
unfälle, da diese oftmals eine große Zahl
von Menschen betreffen und meist er-
hebliche Folgen für Gesundheit und
Umwelt haben können.
Das Kapitel schließt mit einer Be-
trachtung der gesundheitsrelevanten
Umweltprobleme, die mit globalen Um-
weltveränderungen verbunden sein
können. Näher beleuchtet wird die ge-
sundheitliche Bedeutung der Zerstö-
rung der Ozonschicht, insbesondere die
Wirkung einer Zunahme der bodenna-
hen UV-Strahlung auf die Augen, Haut
und das Immunsystem. Erörtert werden
auch die Zusammenhänge zwischen
globaler Klimaveränderung und
menschlicher Gesundheit. Als Beispiele
werden einerseits die Möglichkeit einer
meteorologisch bedingten Zunahme der
Konzentration von Pollen, Bakterien
und Pilzsporen in der Luft und die dar-
aus eventuell resultierende Erhöhung
der Zahl allergischer Erkrankungen ge-
nannt und andererseits ein möglicher-
weise erhöhtes Infektionsrisiko bei Ver-
besserung der Lebensbedingungen für
manche Krankheitserreger bei einer ge-
nerellen Erwärmung diskutiert.
Jeder der Abschnitte über die ein-
zelnen gesundheitsrelevanten Umwelt-
probleme schließt mit einer Reihe von
Empfehlungen, die auch die Grundlage
zu den im Aktionsprogramm selbst auf-
geführten Qualitätszielen und Maßnah-
men bilden.
Das dritte Kapitel des Dokumenta-
tionsbandes stellt Strategien und Maß-
nahmenvorschläge vor, die vor allem da-
zu gedacht sind, die Bearbeitung des ge-
samten Problembereiches ,,Umwelt und
Gesundheit” in der Zukunft zu erleich-
tern und zu verbessern. Angesprochen
werden Fragen der umweltbezogenen
Gesundheitsbeobachtung bzw. der ge-
sundheitsbezogenen Umweltberichter-
stattung einschließlich eines Konzepts
für ein Umwelt-Gesundheits-Surveil-
lance-System (s.u.). Möglichkeiten zur
Verbesserung und Harmonisierung von
Risikobewertung und Standardsetzung
sowie des Informationsmanagements
und Wege zur Kommunikation von Ri-
siken in der Öffentlichkeit und einer ge-
eigneten Bürgerbeteiligung bilden einen
weiteren Schwerpunkt des Kapitels (sie-
he auch Beitrag von T. Jung, H. Jahraus
und W. Burkart). In einem gesonderten
Abschnitt werden ferner die bereits im
ersten Hauptkapitel des Bandes ange-
sprochenen Fragen hinsichtlich der Stel-
lung und Leistungsfähigkeit der Um-
weltmedizin vertieft.Ein abschließender
Abschnitt ist der Offenlegung der Wis-
sens- und Forschungsdefizite gewidmet
und enthält zahlreiche Empfehlungen
für Forschungsprojekte.
Strukturen zur Umsetzung des
Aktionsprogramms
Die Verantwortung für die Durchfüh-
rung und Umsetzung des Aktionspro-
gramms obliegt dem Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (BMU) und dem Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG). Die
beiden Ministerien haben eine Steue-
rungsgruppe ins Leben gerufen, in der
auch die beteiligten Bundesoberbehör-
den vertreten sind.
Aufgabe der Steuerungsgruppe ist
die Abstimmung und Organisation der
Umsetzung der Maßnahmen des Akti-
onsprogramms. Auf der Ebene der be-
teiligten Bundesoberbehörden UBA,
BgVV, RKI und BfS besteht eine Koordi-
nierungsgruppe mit einer Geschäftsstel-
le beim UBA. Der Vorsitz der Koordinie-
rungsgruppe wechselt im jährlichen
Turnus zwischen den Behörden und
liegt derzeit beim Umweltbundesamt.
Aufgabe der Koordinierungsgruppe ist
die wissenschaftliche Unterstützung bei
der Umsetzung des Aktionsprogramms.
Zur politischen Beratung bei der
Umsetzung und Weiterentwicklung der
Zielsetzungen des Aktionsprogramms
haben die Ministerien einen Berater-
kreis mit externen Experten unter Betei-
ligung von Nicht-Regierungsorganisa-
tionen berufen. Zur fachlichen Beglei-
tung von Einzelprojekten können bei
Bedarf Fachgespräche durchgeführt und
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Projektgruppen gebildet werden, auch
unter Hinzuziehung weiterer nationaler
und internationaler Experten.
Teile der im Aktionsprogramm de-
finierten Aufgaben fallen in die Zustän-
digkeit der Bundesländer oder können
nur gemeinsam mit den Ländern bear-
beitet werden. Die Zusammenarbeit mit
den Bundesländern erfolgt über die
Länderarbeitsgemeinschaft umweltbe-
zogener Gesundheitsschutz (LAUG), in
der sich eine Projektgruppe zur Umset-
zung des Aktionsprogramms auf Län-
derebene gebildet hat. Steuerungs- und
Koordinierungsgruppe sowie LAUG-
Projektgruppe werden bei der Ausfüh-
rung des Aktionsprogramms eng zu-
sammenarbeiten.
Ad hoc-Kommission „Neu-




Ein zentraler Themenschwerpunkt des
Aktionsprogramms Umwelt und Ge-
sundheit ist der Umgang mit umweltbe-
dingten Gesundheitsrisiken. In der Ge-
sellschaft, der Politik, aber auch in der
Wissenschaft wird über Umweltrisiken,
ihre Auswirkungen auf die Gesundheit
und ihre Akzeptierbarkeit kontrovers
diskutiert. Sich widersprechende Mel-
dungen in der Presse über neue Gefahr-
stoffe und Risiken können auf tatsäch-
lich bestehende Wissenslücken hindeu-
ten. Es fällt aber schwer, den Ursprung
vermeintlich widersprüchlicher Sach-
stände, die oft zusammen in der selben
Diskussion vorgetragen werden, zu er-
kennen. Informationen, Meinungen und
Überzeugungen stehen oft nebeneinan-
der und sind nur schwer zu unterschei-
den. Eine kaum zu überblickende Fülle
tatsächlicher und behaupteter Risiko-
faktoren erschwert eine rationale Prio-
ritätensetzung in der Umweltpolitik und
damit die Auseinandersetzung mit den-
jenigen Risiken, die im Sinne eines um-
fassenden und nachhaltigen Umwelt-
und Gesundheitsschutzes eine intensive
Befassung tatsächlich erfordern.
„Über Umweltrisiken, ihre Aus-
wirkungen auf die Gesundheit
und ihre Akzeptierbarkeit wird
in der Gesellschaft kontrovers
diskutiert.”
Eine fundierte Bewertung von Risi-
ken im Umwelt- und Gesundheitsschutz
und die dazu gehörigen Verfahren der
Standardsetzung sind zentrale Steue-
rungsinstrumente der Umwelt- und Ge-
sundheitspolitik. Während Risikoab-
schätzung primär ein wissenschaftlicher
Prozess ist, werden Risikobewertung
und Standardsetzung in erheblichem
Umfang von politisch-gesellschaftlichen
Aspekten mitbestimmt. Risikobewer-
tung aber auch Standardsetzung wurden
bisher im Wesentlichen als eine alleinige
Aufgabe für natur- und technikwissen-
schaftliche Spezialisten und Regulatoren
gesehen. Betroffene Dritte waren bisher
nicht eingebunden oder wurden höch-
stens als passive Adressaten der Risiko-
kommunikation behandelt.
Um der politisch-gesellschaftlichen
Dimension im gesundheitlichen Um-
weltschutz Rechnung zu tragen, müssen
die Verfahren der Risikobewertung und
besonders der Standardsetzung transpa-
renter gestaltet werden.Dazu müssen re-
levante Gruppen aus Wissenschaft wie
Gesellschaft auf einer möglichst breiten
Basis einbezogen werden. Für Verfahren
der Risikobewertung und Standardset-
zung kann nur über eine solche Beteili-
gung die politische Legitimation in ei-
ner demokratischen Gesellschaft er-
reicht werden.
„Die Verfahren der Risiko-




Eine hochrangig besetzte Kommission
aus externen Experten und Fachvertre-
tern der mit Risikoabschätzung und -be-
wertung sowie der Standardsetzung be-
fassten wissenschaftlichen Behörden
des Bundes soll Vorschläge entwickeln,
wie die Verfahren der Risikobewertung
und Standardsetzung im gesundheitli-
chen Umweltschutz harmonisiert und
transparenter gestaltet werden können.
Eine angemessene Beteiligung gesell-
schaftlich relevanter Gruppen soll bei
zukünftigen Verfahren sichergestellt
werden. Transparenz und Vergleichbar-
keit von Risiken erfordern, dass Risiko-
bewertungen unter Anwendung mög-
lichst einheitlicher Qualitätskriterien in
möglichst allen Regelungsbereichen des
Umwelt- und Gesundheitsschutzes er-
folgen. Unter Berücksichtigung einer
kritischen Analyse des gegenwärtigen
Standes von Risikobewertung und Stan-
dardsetzung sollen Vorschläge zur Wei-
terentwicklung der Verfahrensweisen
sowie der Beratungs- und Entschei-
dungsstrukturen bei der Ableitung von
Umwelt- und Gesundheitsstandards er-
arbeitet werden.
Um bereits bei der Besetzung der
Kommission einerseits dem Beteili-
gungsanspruch gerecht zu werden und
andererseits die Hochrangigkeit der
Kommissionsmitglieder zu gewährlei-
sten, wurden die Dachverbände von im
gesundheitlichen Umweltschutz tätigen
Nicht-Regierungsorganisationen um
Besetzungsvorschläge gebeten. Alle zu
berufenden Mitglieder müssen über be-
sondere Kenntnisse und Erfahrungen in
der Risikobewertung und Standardset-
zung auf naturwissenschaftlicher,gesell-
schaftswissenschaftlicher oder rechts-
wissenschaftlicher Ebene verfügen. In





Umweltethik durch Expertinnen und
Experten vertreten sein. Aus Gründen
der Arbeitsfähigkeit wird die Kommis-
sion nicht mehr als 16 Mitglieder haben,
davon nicht mehr als fünf aus mit Risi-
kobewertung und Standardsetzung be-
fassten wissenschaftlichen Behörden
des Bundes. Die Kommission soll ihre
Arbeit im Frühsommer 2000 aufneh-
men und ihren Bericht dann innerhalb
von zwei Jahren vorlegen. Die Bundes-
ministerin für Gesundheit und der Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit werden anhand
der Vorschläge 16 Expertinnen und Ex-
perten als Mitglieder der ad hoc-Kom-
mission zur Neuordnung der Verfahren
und Strukturen zur Risikobewertung
und Standardsetzung im gesundheitli-
chen Umweltschutz der Bundesrepublik
Deutschland gemeinsam berufen.
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